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Stellungnahme  
Jahresemissionsgesamtmengen-Verordnung 2031-2040 
 
Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) bedankt sich für die, wenngleich 
ausgesprochen kurzfristige, Möglichkeit zur Stellungnahme zur Verordnung zur Überführung 
der jährlichen Minderungsziele in Jahresemissionsgesamtmengen für die Jahre 2031 bis 
2040. 
 
Gesetzliche Frist nicht eingehalten 
 
Die Verordnung hätte nach Bundes-Klimaschutzgesetz §4, Absatz 4 gesetzeskonform bereits 
im Jahr 2024 vorliegen müssen. Es ist zu begrüßen, dass die Bundesregierung dies endlich 
korrigiert und nachholt. Das bisherige Ignorieren dieser gesetzlichen Frist zur Festlegung von 
klimapolitischen Leitplanken ist jedoch unverantwortlich. (Der BUND hat hierauf u.a. bereits 
in seiner Stellungnahme zum Klimaschutzprogramm im Dezember 2025 hingewiesen.) 
 
Weiteres Fehlen der Sektor-Jahresemissionsmengen 
 
In diesem Sinne müssen Jahresemissionsmengen für die Sektoren 2031 bis 2040 jetzt 
umgehend vorgelegt werden. Auch diese hätten gemäß §5, Absatz 8 im Jahre 2024 
festgelegt werden müssen. Sie müssen an den bisherigen Maßgaben der EU-
Lastenteilungsverordnung orientiert sein.  
Diese sektoralen Festlegungen sind insofern noch bedeutsamer als sie die Aufteilung der 
Minderungslasten zwischen den Sektoren konkretisieren, adäquate Maßnahmenpläne und 
das Monitoring des Erfolgs der sektoralen Maßnahmen ermöglichen.  
 
Ungenügendes Schutzniveau, fehlende Steuerung 
 
Ganz grundsätzlich reicht jedoch das Schutzniveau durch die geltenden Klimaziele nicht aus. 
Neue wissenschaftliche Erkenntnisse belegen nachdrücklich, dass sich die Erderhitzung in 
beunruhigendem Maße zuspitzt und das globale wie das deutsche CO2-Budget für die 
Wahrung des 1,5 Grad-Limits faktisch aufgebraucht sind. Wir verweisen zu Details hierzu auf 
unsere Ausführungen in der Klageschrift1 und weiteren Schriftsätzen2 zu unserer gemeinsam 
mit dem Solarenergie Förderverein und Einzelklagenden vorgebrachten Beschwerde vor dem 
Bundesverfassungsgericht.  
 
Unter anderem hat der Sachverständigenrat für Umweltfragen in seiner Stellungnahme zu 
unserer und ähnlichen Verfassungsbeschwerden anderer Umweltorganisationen bestätigt, 
dass das deutsche CO2-Budget zur Einhaltung der völkerrechtlich verbindlichen 1,5-Grad-
Grenze bereits verbraucht ist.3 Die deutsche Klimaschutzarchitektur trägt dem bislang keine 
Rechnung. 
 

 
1 Baumann Rechtsanwälte, 12.09.2024: Klageschrift der Verfassungsbeschwerde.  
2 Baumann Rechtsanwälte, 15.10.2025 und 10.3.2026: Stellungnahme im Verfassungsbeschwerdeverfahren und Antwort auf die 

Stellungnahme der Bundesregierung unter: Klimaklage: Klimaschutz ist Menschenrecht 
3 SRU, 2025: Stellungnahme des Sachverständigenrats für Umweltfragen zu den Verfassungsbeschwerden 1 BvR 1699/24, 1 

BvR 2098/24 und 1 BvR 2113/24 sowie 1 BvR 2240/24 

https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/klimawandel/klimaklage-klageschrift.pdf
https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/klimawandel/verfassungsbeschwerde-stellungnahme-15-10-2025-bund.pdf
https://www.bund.net/klimawandel/klimaklage-klimaschutz-ist-menschenrecht/
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2024_2028/2025_10_BVerfG.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2024_2028/2025_10_BVerfG.pdf?__blob=publicationFile&v=10
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Im Kontext der o.g. ausstehenden VO über die sektoralen JEM müssen die Sektorziele in der 
Klimaschutzarchitektur wieder gestärkt werden und im Sinne der Regelungen des KSG 2021 
ein Nachsteuern durch v.a. sektorspezifische Programme ermöglichen. 
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Kontakt: 
 
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) 
Friends of the Earth Germany 
Kaiserin-Augusta-Allee 5 
10553 Berlin 
 

 
Abteilungsleitung Klimaschutz  
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